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Im  Rahmen  einer  Rechtsauskunft  war  abzuklären,  ob  ein
öffentlich-rechtlicher  Arbeitgeber  verlangen  kann,  dass  die
Arbeitnehmer ihre Ferien für das laufende Jahr jeweils bereits
Anfang  Jahr  bekannt  geben.  Die  Verhältnismässigkeit  der
konkreten Weisung ist – wie so oft – entscheidend:

Grundsätzlich  gilt  analog  zum  Privatrecht:  Sofern  nichts
anderes vereinbart oder üblich ist, bestimmt der Arbeitgeber
den Zeitpunkt der Ferien und nimmt dabei auf die Wünsche des
Arbeitnehmers  soweit  Rücksicht,  wie  dies  mit  den
Betriebsinteressen vereinbar ist (vgl. Art. 329c Abs. 2 OR).
Der Arbeitgeber muss dem Arbeitnehmer für die Ferienplanung
ausreichend  Zeit  lassen  (i. d. R.  drei  Monate).  Bereits
vereinbarte  bzw.  genehmigte  Ferien  dürfen  nur  infolge
schwerwiegender  und  unvorhergesehener  Gründe  durch  den
Arbeitgeber  verschoben  werden  (Portmann/Rudolph,  Basler
Kommentar OR I, 7. Aufl., Basel 2019, Art. 329c N 7).

Eine eigentliche Obergrenze (bzw. wie früh ein Arbeitgeber die
Bekanntgabe der Ferien verlangen kann) gibt es grundsätzlich
nicht. Im öffentlichen (Personal-)Recht gilt es jedoch stets
den  Grundsatz  der  Verhältnismässigkeit  (Art.  5  BV)  zu
beachten. Mithin muss jede Weisung des Arbeitgebers geeignet
sowie erforderlich sein, ein bestimmtes Ziel zu erreichen und
überdies muss die Weisung für die Betroffenen zumutbar sein.

Konnten  die  Arbeitnehmer  beispielsweise  ihre  Ferien  bisher
ohne  Frist  beantragen,  und  dies  funktionierte  auch  aus
betrieblicher Sicht ohne nennenswerte Probleme, stellt sich
die Frage nach der Erforderlichkeit einer solchen Weisung. Ist
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demgegenüber  die  definitive  Ferienplanung  aus  betrieblichen
Gründen (Sicherstellung von Schalterdienst o. Ä.) bereits zu
Beginn  des  Jahres  erforderlich  und  besteht  eine
Ausnahmeregelung  für  «Härtefälle»  (z.B.  Bewilligung  der
Verschiebung, wenn im konkreten Einzelfall die Verschiebung
der Ferien für den Betrieb ohne Weiteres möglich wäre und der
Arbeitnehmer  ein  gewichtiges  Interesse  an  der  Verschiebung
hat), so erscheint eine entsprechende Weisung in der Regel als
verhältnismässig.
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